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(Vormittags -Sitzung.)
Schluß.

>i !orsitzender Singer teilt mit , daß der Antrag betr.
tie Fleischtenerung in folgender Weise modifiziert wor-
*ietl

Große Schichten der BevölkerungDeutschlands leiden
Mlr als jemals zuvor unter einer furchtbaren Ver¬
teuerung der Fleischnahrung, die sie auf das Schwerste
bedrückt und zu dauernder Unterernährung verurteilt .
Dieser Zustand, der die verhängnisvollsten Folgen für
die körperliche und geistige Entwicklung des Volkes
-.eiiigt , ist die Wirkung der agrarischen Politik, die seit
^abren die herrschenden Klassen und , von ihnen ge¬
drängt , die Regierungen allen Mahnungen und War-
Wingen zum Trotz betreiben.

Der Parteitag verurteilt diese Elend und
Verderben bringende Politik : er brand-
« artl besonders die Einfuhrverbote , die gegen aus¬
ländisches Fleisch unter dem Vorwände seiner Gesund -
hcttsl

'
chädlichkeit erlassen Ivurden , — einem Vorwände,' der um so haltloser ist, als der ungehinderte und

.« afienhafte Genuß desselben Fleisches in anderen"
ä̂ndern bisher niemals zu Gesundheitsschädigungen

geführt hat. Daß ferner preußische Minister die For¬
mung, schleunige Maßnahmen zur Verbilligung der

^ ei 'chnahrmig zu treffen, mit einer an Frivolität
gj: grenzenden Leichtherzigkeit zu beantworten für gut be-

fanden, hat den tiefften Unimllen des Volkes erregt
uud wieder einmal den Charakter der preußischen Re¬
gierung als geschästsführenden Ausschusses des Groß-
Grundbesitzes bestätigt.

Der Parteitag verlangt , daß sofort die Grenzen des
Reiches unter Anwendung berechtigter Vorsichtsmaß¬
regeln gegen die Einschleppung von Tierseuchen der
Einfuhr von Vieh geöffnet und die als Einfuhrverbot
für ausländisches Fleisck wirkenden Bestimmungen des
Fleischbeschau -Gesetzes sowie die Zölle auf Vieh , Fleisch
und Futtermittel aufgehoben tverden .

Der Parteitag verlangt ferner , daß in den Ge¬
meinden die noch bestehenden Lebensmittel- Aufschläge
aufgehoben werden, und daß der Bundesrat und der
Reichstag jedenfalls das Verlangen einiger Städte , die

. Einführung des 8 13 des Zolltarif - Gesetzes bis zum
Jahre 1917 zu verschieben , entschieden ablehnen.Der Parteitag fordert endlich die in der Gemeinde -
verwaltung tätigen Genossen auf, die Gemeinden zu
veranlassen , daß sie die Fleischversorgung m eigener
Regie organisieren.

Singer begrüßt Nemec-Prag als Vertreter der
ffchechiichen Partei , der den Verhandlungen als Gast an-
wvhnt .

Gertch gibt den
Kassenbericht.

Im vorigen Jahre hatten wir den günstigsten Kasi
'en-

abichluh seit Bestehen der Partei . Aber auch dies Hahr
zeigt einen weiteren Fortschritt von 100 009 Mark, ein
Zeichen für die weitere Ausdehnung und innere Festigungder Partei . Unsere Finanzen erwecken den Neid unserer
Gegner. Die Freie deutsche Presse , die ehemalige Frei-
innige Zeitung, widmet unseren Finanzen einen langenArtikel . Man spürt, ivie dem Artikelschreiber das Wafferim Munde zusammenläuft bei unseren Finanzen, und der
Artikel schließt : „ Gehet hin und tuet desgleichen !" Bei
der absterbenden freisinnigen Partei wird es damit ge-
Uuh gute Wege haben. Durch das neue Organisations -
stewt werden sich unsere Finanzen hoffentlich noch weiter
bessern. Auch die Entwickelung der Parteipresse ist durch¬aus günstig . Die Zahl der Zeitungen, die Abonnenten
verloren haben, ist von 15 auf 5 zurückgegangen mit
einem Abonnentenverlust von 2100. Diesen minimalen
Verlusten gegenüber haben alle Blätter Abonnenten ge¬wonnen und zwar 58 000 neue Abonnenten. Wenn es
uns gelingt , Mittel zu finden , gewisse Erscheinllngen in
unjerer Presse zu entfernen, so wird die Entwickelung sich
noch günstiger gestalten.

Meister -Hannover gibt den
Bericht der Zcntralkommisfion ,

in Sem er über einzelne, des allgemeinen Interesses ent¬
behrende Beschwerdesä lle berichtet und die Entscheidungen

Kommission in den Beschwerdefällcn — meist sind«A -Hluß aus der Partei Gegenstandder Beschwerde — recht¬est . Die Mülhausener Streitaffäre habe die Kon-
eure Jahre lang beschäftigt . Emmel habe im bürger¬

en Gerichtsverfahren den Sieg über seine Gegnerritten , er sei wegen der Anklage des Betruges frei-
prochen ivorden . Die Kontrollkommission hat darauf¬

entschieden, daß die Gegner Emmels , Weßbecker und
ßbäumer, wie es der Mühlhausener Wahlverein schon

»an habe, aus der Partei ausgeschlossen werden,
sfentlich sei damit die leidige Angelegenheit erledigt.Emmel aber sei die Mahnung zu richten , künftig
. grobe Verstöße gegen die Partei , wie er sie verübt

Hab«, zu unterlassen. Den Vorstand bitte er Decharge» erteilen, da alle Parteigeschäfte in schönster Ordnung
Amben worden sind . Auch die Kassenführung war nach« ner Richtung zu beanstanden. Die Kassenführung hat«6« einen so großen Umfang angenommen, daß eine

^ « ast der Aufgabe nicht mehr gewachsen ist. Die Kon-
^ ° lleure beantragen deshalb, daß der Vorstand nicht, wie°rr

, Genosse Kautsky will, durch ein ganzes Sammel -
Mium ergänzt werde , sondern durch eine weitere Person,M sich mit Gerisch in die Kassengeschäfte teilen soll.
^ Redner gedenkt schließlich des verstorbenen Genossenarr, der in die Kontrollkommission an Stelle des ver-rbenen Metzner gekommen war .

^ Wors Singer schließt sich dem ehrenden Nachruf auf
verstorbenen Genossen Pfarr an . Die Parteitags¬meder ehren den Toten durch Erheben von den

i) n der
Diskussion

halt das Wort Graß -Hanau . Er begründet den Tadel," die Hanauer Genossen in einer Resolution den so-
Demokratischen Reichstagsmitgliedern ausgesprochenrn , weil bei der entscheidenden Abstimmung über die
»delsverträge 28 Abgeordnete ohne zwingenden Grund
At haben .
Bors . Singer erklärt, daß diese Frage zum Berichtver die parlamentarische Tätigkeit gehöre.
« riedrich -Darmstadt : Wir haben durch unser Kom-

^ viniß bei den Gemeinderatswahlen weder in taktischer»oq m prinzipieller Hinsicht einen Verstoß begangen,
a? sagen eben taktische Verhältnisse vor, die sich von

^ fun nicht ohne weiteres beurteilen lassen . Gegen ein
dbes Bündnis der Nationalliberalen mit ollen anderen
fish

’cn
- äu dem Zwecke, uns vom Rathause fernzuhacken ,

^ ven wir uns mit einigen freisinnigen Bezirksvereinlerni sanimengetan , doch so , daß wir selbständig unsere
. lmnien zählen konnten . Das war — entgegen
dko!»i^

^^ "dsbericht — kein verwerfliches Kom-

- . Profit -Ludwigshafen : Molkenbuhr hat ganz recht,tll? lt stch vor allem an die einheimischen Redner
Wir haben in der Pfalz dadurch manches

,̂1. oorgene Veilchen entdeckt. (Heiterkeit.) Wir haben
Ufa ^"rteiangestellte, ohne Akademiker, ohne Theore-
Gen' auswärtige Redner, kurz ohne alles , was die

""derSwo haben (Heiterkeit), 5904 Genossen
tg. , st- Organisationen zusainmengebracht und 6 Land-^ ^abgeordnete in das Parlament hineingewählt.

(Bravo !) Das leistet nur ruhige und zähe Organi¬
sationsarbeit .

Adelung - Mainz verteidigt das Kompromiß der
Mainzer Genossen bei der Gemeindewahl mit den Be¬
sonderheiten deS Listensystems und versichert , daß die
Agitation dort prinzipiell geführt lvorden sei .

Müller -Köln bittet den Parteivorstand , für die Er¬
werbung des Bürgerrechts durch die Genossen zu sorgen .
Fast 10 Proz . Genossen könnten mehr an den Gemeinde¬
wahlen teilnehmen, wenn sie alle das preußische Staats¬
bürgerrecht hätten . Sehr nützlich würde ein literarisches
Bureau wirken , das den Verleumdungen und Lügen der
kleinen Zentrumspresse nachginge .

Siidekum - Berlin : Wir dürfen bei der Bekämpfung
der Fleischnot nicht nur im liberalen Fahrwasser segeln
und auf die Aufhebung der Grenzsperren und Zölle ,
eventl. noch ans eine Reform der Eiscnbahntarife dringen,
sondern wir müssen nach dem Vorbilde der Berliner Ge¬
nossen im Stadtparlament mit aller Energie fiir die
Kommunalisierung der Fleischversorgung eintreten. Die
Aufhebung der örtlichen Fleischzuschläge müssen wir so¬
fort fordern und dürfen sie unter keinen Umständen bis
1917 hinausschieben lassen , wie der geniale Wahlrechts-
verschlechterer Oberbürgermeister Beutler von Dresden
verlangt . Dieser Herr hat nämlich als sächsischer Finanz¬
rat entdeckt, daß diese Flcischsteuer weder Produzenten
noch Konsumenten belaste . (Heiterkeit.) Wir aber müssen
diese „ Steuer aus der vierten Dimension" beseitigen .

Berustcin -Berlin schlägt vor, am Schluffe der Freund-
schastsresolution an die englischen Arbeiter nicht jms Be¬
dauern auszusprechen, daß die englische Arbeiterklasse sich
solange nicht politisch selbständig gemacht habe, sondern
die Freude darüber , daß sie jetzt kräftig auf dem Wege
dazu sei : Bei der nächsten Wahl würden mindestens
30—40 , wenn nicht 50 Abgeordnete ins Parlament ge¬
wählt werden und durch die Logik der Dinge eine sozial¬
demokratische Fraktion sein . -

Busold -Friedeberg klagt über die Benachteiligung
der kleineren Orte bei den Agitationsreisen beknunter
Genossen .

Fröhder -Mainz schließt sich den Ausführungen Ade¬
lungs über die Mainzer Wahlvorgänge an.

Gsell -Mühlhausen behandelt den Streit Emmel -Weß-
becher.

Bruhns -Kattowitz behandelt die Verhältnisse in Ober¬
schlesien ; die beiden Organisationen , die polnische und die
deutsche, arbeiteten ziemlich einträchtig zusammen , es
seien aber bedeutend größere Mittel für Oberschlesien
nötig. Ein Weg zu neuen Einigungsverhandlungen mit
der polnischen Organisation sei zudem nicht ausgeschlossen.
Der Parteitag möge den Vorstand zu solchen neuen Ver¬
handlungen ermächtigen.

Der Ausflug nach Dorn bürg wird für Mitt¬
woch beschlossen.

(Nachmittags- Sitzung.)
De» Bericht der Mandatsprüfungskommission erstattete

Böhle - Stratzburg . Anwesend sind auf dem Parteitag308 Teilnehmer, darunter 251 Delegierte mit 258 Man¬
daten, 40 NeichStagsabgeordnete ohne Mandat , die Mit¬
glieder des Parteivorstandes und der Kontrollkommission— mit Ausnahme des erkrankten Geck - Offenburg— Eisner als Vertreter der Vorwärts -Redaktion und
Börard als Vertreter des Hamburger Geschäftes ; außer¬
dem 11 Gäste von den ausländischen Bruderparteien.
Angefochten ist nur das Mandat von Frau Wagner-
Chemnitz, die in einer öffentlichen Frauenversammlung
ohne vorherige Benachrichtigung der Organisation ge¬wühlt worden ist ; deswegen beantragt der Chemnitzer
Wahlverein Nngiltigkeitserklärung des Mandats , wofür
Weber - Chemnitz eintritt . Der Parteitag beschließt nachdem Anträge der MandatsprüftwgSlommission , des Man¬
dat für giltig zu erklären , aber das Verfahren der
Chemnitzer Genossinnen als unkorrekt zu tadeln .

Damit ist die Mandatsprüfung erledigt. Es wird
in der

Diskussion über den Vorstandsbericht
und die dazu gestellten Anträge fortgefahren.

Trautwein -Mannheim behandelt ein in Mannheim
schwebendes Ausschlußverfahren, in dem die Kontroll¬
kommission abweichend von der Mannheimer Organisation
entschieden hat.

Eckermann - Rathenow tadelte die Einrichtung der
vom Parteivorstand ausgegebenen Fragebogen über die
Organisation . Molkenbuhrs Referat habe die Em¬
pfindung erweckt, als ob wir in der Agitation im Ver¬
hältnis zu den Agrariern viel zu bescheiden seien. Jeden¬
falls dürfte die Agitation gegen die Wucherzölle niemals
erlahmen. Molkenbuhrs treffliches Referat werde für
den Kampf gegen sie neue Waffen liefern.

Schetdemauu - Offenbach : Die Genossen aus Darmstadt
und Mainz Hütten versuchen sollen , sich zu entschuldigen ,statt sich zu rechtfertigen. Denn außerhalb von Mainzund Tarmstadt hat niemand ihr Verhallen gebilligt. In
Darmstadt ivurden drei ausgesprochene Scharfmacher auf
die Liste unserer Partei genommen. (Hört I Hört I) Der
Delegierte von Darmstadt sagte, die Nationalliberalen
hatten unter allen Umstünden geschwächt werden sollen.
Aber inzwischen kuhhandelten die Mainzer mit den
Nationalliberalen . Da geriet natürlich die Mainzer
Volkszeitung, das offizielle Parteiorgan für beide Orte,in einige Verlegenheit. (Heiterkeit.) Adeluug behauptete,
der Wahlkampf in Mainz sei doch prinzipiell geführt
worden ; aber das war ja gar nicht möglich. Der sehr
zahme Wahlaufruf begann mit den Worten : „ Wieder
ziehen die vier liberalen Parteien gemeinsam in den
Kampf . " Diese vier liberalen Parteien sind außer einem
kleinen Häuslein Freisinniger und Demokraten im trauten
Verein . Nationalliberale und Sozialdemokraten.
(Vielfaches : Hört ! Hört !) Wie sollten wir da in Offen¬
bach. gegen das charakterlose Bündnis von Zentrum uud
Nationalliberalen kämpfen ! Ich denke, wir bleiben bei
unserer alten Taktik : Durch Kampf zum Sieg I und sagen
nicht : Durch Kuhhandel zum Mandat I (Lebhafter
Beifall.)

Merkowski - Kattowitz gibt eine Darstellung der
Einigungsverhandlungen mit der Polnisch -sozialistischen
Partei (P . P . S . ).

Brecvur -Kiel berichtigt den Vorstandsbericht dahin,
daß in Kiel nicht zwei, sondern drei Stadtverordnete ge¬
wählt worden sind .

Schulz - Bremen : Molkenbuhr hat gesagt, die Ge¬
nossen sollten sich mehr mit einheimischen rednerischen
Kräften begnügen und auf die alten bewährten Mittel
zur Heranbildung von Rednern hingewiesen. Diese alten
Mittel reichen für die heutige Zeit nicht aus . Ich be¬
dauere mit Kautsky die mangelhafte theoretische Durch¬
bildung unserer jüngeren Genossen . Die praktischen
Tagessragen müssen za ihre Rolle spielen, aber die
Hauptsache ist die prinzipielle Durchbildung. Ist diese
vorhanden, dann ergibt sich die Stellung zu den prak¬
tischen Tagesfragen von selbst. Die sozialistische Bildung
der Jugend liegt ganz brach . Es muß eine Anzahl
. heoretisch geschulter Kräfte ins Land geschickt werden , die
die Durchbildung der jungen Genoffen übernehmen.
(Beifall.)

Adler -Kiel äußert Bedenken gegen den Passus in der
Fleischnot -Re olution, der von den „ berechtigten Vorsichts¬
maßregeln gegen die Einfuhr kranken Viehs" spricht.
Alle Sperrmntzregeln werden mit diesen „ Vorsichtsmaß¬
regeln" begründet. Wir Härten bei unserem Protest diese
stelle ruhig weglassen können . Eine Aenderung der
Resolution will ich aber nicht beantragen . Es genügt,
wenn Molkenbuhr im Schlußwort ausdrücklich hervorhebt,
daß wir gegen die agrarischen Vorsichtsmaßregeln energisch
Front machen.

Dr . David -Mainz : Genosse Scheidemann hat mst
seinem Schlüsse einen starken Effekt erzielt ; aber man

soll doch den Genossen in Mainz und Tarmstadt nicht
vorwerfen, daß sie nach Mandaten jagen oder sich von
persönlicher Streberei leiten ließen. Wir kämpfen eben
unter ganz anderen Verhältnissen als die Genossen in
Norddeutschland . Bei gleichem Wahlrecht wie die Ge-
noffen . in Preußen würden wir genau ebenso kämpfen .
Aber in Hessen haben wir ein wildes Proportionalwahl¬
system, das uns entweder zwingt, Namen auf der Liste
freizulassen und damit der Korruption der ParteigenossenTür und Tor zu öffnen oder mit den anderen Parteien
Vereinbarungen zu treffen. Die Ludwigshafener haben
sogar sämtliche bürgerlichen Parteien in einem echten
freiwilligen Proporz auf ihre Liste genommen. Wir in
Mainz konnten aber mit dem Zentrum die uns ange¬botene Vereinbarung nicht treffen, weil wir in ihm die
Hauptgefahr für die städtische Verwaltung erblickten . Im
nächsten Jahr nach den Landtagswahlen werden wir auf
der Landeskonferenz ruhig und sachlich die Frage er¬
örtern , wie unter diesem Wahlrecht einheitliche Verhält¬
nisse zu schaffen sind . Glauben Sie nur , daß die hessi¬
schen Genossen an Intelligenz und Parteitüchtigkeit keinem
in Deutschland nachstehen .

Dr . Michels - Marburg : Während des Marokko -
konfliktes sind namentlich in der bürgerlichen Presse des
Auslandes angebliche Aeußerungen von sehr hochgestellten
Parteigenossen verbreitet worden, die eine merkwürdige
Auffassung von den militärischen Pflichten der Sozial¬
demokratie verrieten. Umsomehr freut mich der Ruf aus
proletarischen Herzen, den wir von hier aus nach Frank¬
reich und England richten wollen, zum Ausdruck der
Tatsache , daß das deutsche Volk und die deutsche Arbeiter¬
schaft den Frieden will, auch gegen die Regierung . Ich
wünschte nur , daß auch in der Resolution unter das
Redeverbot gegen Jaures anstelle der unbestimmten Phrase
„Krieg dem Kriege" deutlich und klar wie in der Sym¬
pathiebezeugung an die englischen Arbeiter gesagt werde :
daß wir entschlossen sind,

unter Ausnutzung aller uns zu Gebote
stehenden Kräfte den Krieg zu verhindern .

Das ist umso notlvendiger, als unsere reckt laue
Haltung im Marokkokonflikt im Auslande den Verdacht
geweckt hat , als ob wir der abenteuerlichen Kolonial¬
politik der Regierung, wenn auch nicht im Galopp , so
doch im Trabe folgen . Darum müssen wir mit äußerster
Schärfe und Präzision sagen , daß wir noch immer auf
dem alten Standpunkte von Karl Marx stehen , daß die
nationalen Gegensätze durch die Entwicklung der wirt¬
schaftlichen Gegensätze veraltet und überwunden sind , daß
unsere Gegner nicht in Frankreich und England , sondern
im eigenen Hause sitzen, in unseren herrschenden Klassen .
Die Proletarier sind die wahren Pazifizisten . Ihre stets
wachsende Macht zwingt die Fürsten , den Weg nach dem
Haag zu gehen , den sie allein nie gekunden hätten .

Ring - Offenbach : Wir haben durch unsere Sorg¬
losigkeit den anscheinend sicheren Wahlkreis verloren .
Aber wir arbeiten jetzt an seinem Rückgewinn , organi¬
sieren mit gutem Erfolg auch das ländliche Proletariat
und hoffen , daß wir bei der nächsten Wahl den Sprend -
linger Dorfarzt Dr . Becker parlamentarisch obdachlos
machen , denn wir halten es für eine Schmach , daß er
unseren Wahlkreis vertritt . — lieber die Darmstadt -
Mainzer Wahlkompromisse sind auch wir sehr verschnupft .
Im ganzen Wahlkreise Offenbach kommt dergleichen nicht
vor. Das Kompromiß wäre schon auf dem Landes¬
parteitag verurteilt worden, wenn das Landeskomitee
überhaupt darüber an ihn berichtet hätte.

Zubeil -Berlin : Adler hatte nicht ganz Unrecht , als
er den Satz von den Vorsichtsmaßregeln in der Fleisch¬
notresolution getadelt hat . Ob David das Verhalten
der Mainzer Genossen bei den Stadtverordneienwahlen
gerechtfertigt hat , ist mir zweifelhaft. In jedem Jahre
müssen wir uns über die Kompromitzpolitik einzelner
süddeutscher Organisationen beklagen. Das sollte endlich
aufhören. David hat nicht gesagt, warum das , was in
Offenbach möglich >var , in Mainz unmöglich gewesen ist.
In Preußen sind von unS hier und da Kompromisse an¬
gestrebt worden, es hat an den , Gegnern , nicht an uns
gelegen , wenn die Kompromisse gescheitert sind . Was
Dr . Michels als Verbesserung der Resolution gegen das
Redeverbot der ausländischen Genossen hingestellt hat,
ist keine Verbefferung, sondern eine Verwässerung. Es
scheint eine Sucht hier zu herrschen , bei jeder Resolution
Aenderungen vorzuschlagen . Redner wünscht schließlich,
daß in der Agitation die Frage der Soldatenmitzhand-
lungen noch mehr in den Vordergrund gestellt lverde.
(Beifall.)

Kolb -Karlsruhe : Wir können vorläufig auf die
Kommunalisierung der Fleischversorgung nicht rechnen ;
es besteht dabei auch die Gefahr , ebenso wie bei der
Aufhebung des Oktrois , daß die Bäcker und Metzger,wenn sie gut organisiert sind , den Vorteil davon an sich
reißen. Schutz davor gewährt nur die Genossenschaft ,
auf die ich hier doch Hinweisen wollte.

Das Verbot der badischen Negierung gegen die Re¬
den von Adler usw . war gesetzlich und verfassungs¬
mäßig ganz unzulässig , da auch nach bürgerlichen
und amtlichen Berichten in Konstanz größte Ruhe und
Ordnung herrschte . Aber man folgte eben wie stets
Befehlen aus Berlin . (Sehr wahr l) Wir werden mit
der badischen Regierung im kommenden Landtag gründ¬
lich abrechnen .

Thiele -Halle führt Klage, daß die bürgerlichen Pro¬
vinzblätter mit Neuigkeiten oft besser versorgt sind , als
die Parteiblätter . Das komme von den zu geringen
Redaktionsetats her. Die Mittel , ein Blatt aktuell und
inhaltreich zu machen , müßten zur Verfügung gestellt
werden. Eine Korrespondenz , die der ganzen Partei¬
presse tatsächliche Nachrichten schnell und sicher zukommen
ließe , könne die Redakteure sehr entlasten, deren oft zu
wenig angestcllt werden. Jedenfalls sollten die Genossen
den Forderungen der Redaktionen gegenüber nicht eng¬
herzig und nicht knauserig sein . Dann dürften wir bald
statt der % Millionen Abonnenten auf Parteizeitungen
1 und vielleicht 2 Millionen haben.

Dr . David -Mainz : In Offenbach stehen die Ge*
nossen einer geschlossenen Koalition von Gegnern gegen*
über. In Mainz aber genießen wir volle Gleichberech *
tigung und brauchen die Verhältnisse nicht unnötig zu*
zuspitzen. Der erste Grundsatz unserer Mainzer Taktik
war der , in den Zentrumsturm einen Riß hineinzubringeu-
Indem wir diesen Gegner schwächten, der ja einst unser
letzter Gegner sein wird, indem wir unsere Mandate von
5 auf 10 vermehrten, glaubten wir fiir unsere Partei
nützliche Arbeit geleistet zu haben.

Rteger -Spandau : Thiele hatte mit seinen Wünschen
für die Ausgestaltung der Parteipresse sehr recht . Wir
haben zu wenig Parteiblätter . In der Provinz Branden¬
burg existieren nur zwei Parteiblütter mit sehr großen
Ve . breitungsbezirken. An Unterstützungen hat die Parteinur noch 30000 Mark gezahlt. Doch bezeugt das nichts
für ein besonderes Prosperieren . — Bei den Wahhen
sollten wir auch meiner Meinung nach prinzipielle Propa¬
ganda treiben . — Die Annahme der Resolutionen hat nur
Zweck , wenn wir auch wirtlich entschlossen sind , ihnen mit
allen Kräften zur Durchführung zu verhelfen.

'
Frau Frentzel -Berlin fordert die Genossen zu noch

regerer Verbreitung der Gleichheit auf, zumal da jetzt
auch das Zentrum eifrig unter den Frauen agitiere .

Scheidemann -Kassel polemisiert gegen David , der die
Gegner der Partei ganz auffällig milde behandelt habe ;
ob koaliert oder nicht, Gegner seien Gegner . David habe
beinahe bedauert, daß in Hessen nicht das Dreiklassen-
wahlchstem herrsche. Im Gegenteil sei das hessische
Wahlrecht hervorragend geeignet, einen rechten Klassen¬
kampf zu führen. Der Schluß der vorigen Rede richtete
sich nicht gegen die opferwilligen Kandidaten in Mainz

und Darmstadt, sondern gegen die , die das Kompromiß
entriert haben und es jetzt zu rechtfertigen versuchen .

Damit schließt die Debatte. Das Schlußwort erhält
Molkenbuhr . Gegenüber dem Tadel der Hanauer

Genossen gegen die Reichstagsfraktion führt er aus , daß
niemand hätte voraussehen können , daß die entscheidende
Abstimmung über die Handelsverträge schon am 22. Feb¬
ruar stattfinden werde . Daß zu wenig klimmen gegen
die Handelsverträge abgegeben worden sind , liegt einfach
daran , daß manche Wahlkreise , z. B. Hanau , ihren sozial¬
demokratischen Vertreter nicht wieder gewählt haben.
Das Amendement Bernstein nehmen wir an ; es ver¬
bessert die Resolution . Was die Bemängelung der Reso¬
lution zur Fleischnot angeht, so könnte vielleicht deutlicher
gesagt werden : vorbehaltlich der notwendigen, aber loyal
zu handhabenden Maßnahmen gegen die Seuchenein¬
schleppungsgefahr . Michels entgegne ich, daß nur voll¬
kommene Ignoranten oder böswillige Menschen behaupten
können , daß die deutsche Sozialdemokratie an Friedens¬
liebe hinter irgend einer Partei des Auslandes auch nur
um Haaresbreite zurückgeblieben ist. In der Marokko-
ftage war unsere Agitation allerdings weniger laut , weil
wir nicht ernsthaft daran glauben konnten , daß diese
Frage zuni Kriege führen könnte . Im übrigen aber ist
die deutsche Sozialdemokratie fest entschlossen, alle Mittel
anzuwenden, um den Ausbruch des Krieges zu verhindern.
— Schulz meinte , wir seien gegen früher verflacht. Viel¬
leicht iveiß er nicht so genau wie ich , wie das früher war .
Da mußte zunächst jeder einmal reden. Konnten Drei
je 20 Minuten reden, so ivurden sie zusammen in eine
Versammlung geschickt. Dadurch lernten sie alsbald 28
Minuten reden , lGroße Heiterkeit. ) Konnten sie es 30
Minuten lang, so wurden sie zu zlveit in eine Versamm¬
lung geschickt. (Erneute Heiterkeit.) Wenn einer dann
gleichsam Freischwimmer geworden war , das heißt eine
ganze Stunde reden konnte, lvurden sie allein hinausge¬
schickt. (Große Heiterkeit .) Wer früher gesagt hätte , daß
wir einmal eine so große Menge von Genossen haben
würden, die fähig seien, zu schreiben und zu reden, lvie
wir sie jetzt haben , so hätten wir geantwortet : „ Aber
damit müssen lvir ja die Welt erobern" . (Heiterkeit und
Zustimmung! . Doch ist die Partei seitdem so gewachsen ,
daß auch heute noch genau derselbe Mangel an Rednern
und Schriftstellern besteht . (Sehr richtig !) Aber gerade
deshalb dürfen wir unsere Aufgabe nicht im Kampf in
den "eigenen Reihen erblicken, sondern in dem Kampf nach
außen hin . Erst wenn alle Gegner niedergeritten sind,
dürfen wir uns den Luxus erlauben , in den eigenen
Reihen zu raufen. (Lebhafte Zustimmung. ) Solange wir
aber nicht soweit sind, müssen wir nur darauf hinwirken,
die Indifferenten aufzuklären und unseren Reihen anzu-
schließen. ( Lebhafter Beifall.)

Der zweite Berichterstatter Gerisch verzichtet aufs
Wort.

Zum Bericht der Kontrollkommission hält Meister
gegenüber den Ausstellungen in der Diskussion seine
Darstellung der Fälle in Mülhausen und Mannheim
aufrecht .

In der Abstimmung wird dem Vorstand ein¬
stimmig Decharge erteilt. Ebenso einstimmig werden die
drei Resolutionen betr . die Fleischnot (mit der Molken-
buhrschen Abänderung ), betr. die Friedenserklärung an
die englischen Arbeiter (mit dem Amendement Bernstein)
und betreffend das Redeverbot gegen Jaures uslv . (mir
dem Amendement Michels ) angenommen .

Mit großer Mehrheit billigt der Parteitag das Ver¬
halten des Patteivorstandes bei den Einigungsverhand¬
lungen mst der P . P . S ., wenn er auch das Scheitern
der Einigungsverhandlungen lebhaft bedauert , sowie di«
Erklärung der Kontrollkommission in der Mülhauser
Angelegenheit .

Die Resolution , die Friedens - und Freund¬
schaftserklärung der englischen Partei¬
genossen und Gewerkschaften betreffend ,
lautet :

Die auf dem Parteitag in Jena versaminelten Ver¬
treter der deutschen Sozialdemokratie begrüßen mit
aufrichtiger Genugtuung die Friedens - und Freund «
schastserklärungen , die letzthin die Vertreter der eng¬
lischen Sozialisten und Gewerkschaften abgegeben haben,
veranlaßt durch die chauvinistischen Hetzereien eines
Teils der herrschenden Klassen diesseits und jenseitS
der Nordsee.

Die Vertreter der deutschen Sozialdemokratie er¬
klären , daß sie die Versuche, zwischen dem englischen
und dem deutschen Volke Unfrieden zu stiften und die
beiden Völker, die mit in der vordersten Reihe der Kul-
turnationen stehen, zu einem Kriege zu verhetzen , auf
das entschiedenste als gewissenlos und verbrecherisch
verutteilen ; sie erklären weiter, daß die deutsche So¬
zialdemokratie entschlossen ist , vorkommenden Falles
mit allen ihr zu Gebote stehenden Kräften den Aus¬
bruch eines Krieges zwischen den beiden Völkern zu
verhindern.

Schließlich sprechen die versammelten Vertreter der
deutschen Sozialdemokratie die Hoffnung aus , daß es
endlich der englischen Arbeiterklasse gelingen möge, bei
den nächsten Parlamentswahlen durch eine ihrer so¬
zialen Bedeutung entsprechende Vertretung im Parla¬
ment ihren auf den Weltfrieden und die Völkerver¬
söhnung gerichteten Bestrebungen Einfluß zu ver¬
schaffen.

Der Parteivorstand .
*

Abgeordneter Förster - Reutz j . L. hält das Referat
über den nächsten Punkt :

Bericht über die parlamentarische Tätigkeit .
In der Presse sind Aeußerungen laut geworden, daß

das praktische Resultat der Reichstagsarbeiten der letzten
Session ganz unbefriedigend war . In der Fraktion
herrsche dieselbe Meinung. ES liegt ja im Wesen der
Sache, daß der Reichstag nie etwas leisten wird , lvaS
uns voll befriedigt . Immerhin hat das Resultat der
Wahlen und unsere Erfolge dabei ein Wettrennen der
bürgerlichen Patteien um die Gunst des arnien ManneS,
der Arbeiter, gezeittgt in Form von einer Fülle von
Resolutionen, die freilich zumeist in den Papierkorb ge¬
wandert sind. Die Unzufriedenheit in unseren Reihen
mit dem Reichstag beruht zum Teil auf zu hochgespann¬ten Erwartungen zum Parlamentarismus . So leicht
läßt es sich der bürgerlichen Welt nicht abrtngen . Dazu
müßten sich unsere Reihen noch wesentlich verstärken.
Dann aber wird erst der eigentliche Kampf beginnen
und zwar glaube ich nicht im Parlament , denn das wird
man uns dann wohl schon verschlossen haben.

Molkenbuhr hat schon in zwei Punkten mich vertreten,
er hat die Beschwerden darüber, daß bei wichtigen Ab¬
stimmungen eine Anzahl Fraktionsmitglieder gefehlt
haben, auf das richtige Maß zurückgesührt und er hat
unser Verhalten bei den Handelsverttägen behandelt .

Redner wendet sich nun den vorliegenden Anttägen
zu . Die Anträge lauten :

Die Parteigenossen in Heidelberg beantragen : Die
Reichstagsfraktion möge dahin wirken , daß in absehbarer
Zeit im Reichstage der Punkt 6 unseres Programms
(Trennung des Staates von der Kirche) zur Verhandlung
kommt. '

Die Parteigenossen des 4. sächsischen Wahl¬
kreises beantragen : Der Parteitag beauftragt die
sozialdemokratische Reichstagsfraktion, im Reichstag
dm Antrag auf Trennung der Kirche vom Staate einzu-
bringen.

Die Parteigenossen in G ü n s b a ch beantragen : Die
Reichstagsfrallion aufzufordern, im Reichstag energisch
die Herabsetzung der AilerSgrenze vom 70 . auf das
05 . Lebensjahr im AllerSversichcrnngs - Gesetz zu ver¬
langen.

(Fortsetzung im Hauptblatt .)
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